
BETRIEBSRATSANHÖRUNG IN DER WARTEZEIT DES KSCHG

Während der Wartezeit des KSchG ist die Substantiierungspflicht des Arbeitgebers allein an

den Umständen zu bemessen, aus denen sich ein subjektiver Kündigungsentschnluss

ableiten lässt. Objektive Kündigungsgründe müssen nicht benannt werden.

Auch in der gesetzlichen Wartezeit ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts

(seit Urteil vom 13. Juli 1978 - 2 AZR 717/76 - zu III 1 der Gründe, BAGE 30, 386) der Betriebsrat vor

der beabsichtigten Kündigung zu hören. Dies folgt schon aus dem Wortlaut des § 102 Abs. 1

Satz 1 BetrVG, wonach der Betriebsrat „vor jeder Kündigung“ zu hören ist. Auch wenn ein

individual-rechtlicher Kündigungsschutz nicht oder noch nicht besteht, soll der Betriebsrat in die

Lage versetzt werden, auf den Arbeitgeber einzuwirken, um ihn ggf. mit besseren Argumenten

von seinem Kündigungsentschluss abzubringen. Dafür muss der Betriebsrat die Gründe kennen,

die den Arbeitgeber zur Kündigung veranlassen.

Bei einer Kündigung in der Wartezeit ist die Substantiierungspflicht nicht an den objektiven

Merkmalen der Kündigungsgründe des noch nicht anwendbaren § 1 KSchG, sondern allein an den

Umständen zu messen, aus denen der Arbeitgeber subjektiv seinen Kündigungsentschluss

herleitet (BAG 22. April 2010 - 6 AZR 828/08 - Rn. 26). Dies folgt aus dem Grundsatz der

subjektiven Determination.

Nach diesem Grundsatz ist der Betriebsrat immer dann ordnungsgemäß angehört, wenn der

Arbeitgeber ihm die Gründe mitgeteilt hat, die nach seiner subjektiven Sicht die Kündigung

rechtfertigen und die für seinen Kündigungsentschluss maßgeblich sind. Diesen

Kündigungsentschluss hat er regelmäßig unter Angabe von Tatsachen so zu beschreiben, dass der

Betriebsrat ohne zusätzliche eigene Nachforschungen die Stichhaltigkeit der Kündigungsgründe

prüfen kann (BAG 23. Februar 2012 - 2 AZR 773/10 - Rn. 30). Schildert der Arbeitgeber dem

Betriebsrat den seiner Kündigungsentscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt bewusst

irreführend, ist die Anhörung unzureichend, die Kündigung deshalb unwirksam. Eine vermeidbare

oder unbewusste Fehlinformation macht die Betriebsratsanhörung dagegen noch nicht

unwirksam.

Hinsichtlich der Anforderungen, die an die Information des Betriebsrats durch den Arbeitgeber

bei Wartezeitkündigungen zu stellen sind, ist deshalb zwischen Kündigungen, die auf

substantiierbare Tatsachen gestützt werden (vgl. BAG 8. September 1988 - 2 AZR 103/88 - zu

II 3 b aa der Gründe, BAGE 59, 295) und Kündigungen, die auf personenbezogenen Werturteilen



beruhen, die sich in vielen Fällen durch Tatsachen nicht näher belegen lassen (BAG 18. Mai 1994

- 2 AZR 920/93 - zu II 4 a der Gründe, BAGE 77, 13), zu differenzieren. In der ersten Konstellation

genügt die Anhörung den Anforderungen des § 102 BetrVG nur, wenn dem Betriebsrat die

zugrunde liegenden Tatsachen bzw. Ausgangsgrundlagen mitgeteilt werden. In der zweiten

Konstellation reicht die Mitteilung allein des Werturteils für eine ordnungsgemäße

Betriebsratsanhörung aus. Der Arbeitgeber ist in diesem Fall nicht verpflichtet, im Rahmen des

Anhörungsverfahrens nach § 102 BetrVG sein Werturteil gegenüber der Arbeitnehmervertretung

zu substantiieren oder zu begründen. Darum genügten die Mitteilungen, die Arbeitnehmerin habe

sich „während der Probezeit nicht bewährt“ und sei „nicht geeignet, die ihr übertragenen

Aufgaben ordnungsgemäß zu erfüllen“ (BAG 22. April 2010 - 6 AZR 828/08 - Rn. 26 f.), „nach

unserer allgemeinen, subjektiven Einschätzung genügt die Arbeitnehmerin unseren

Anforderungen nicht“ (BAG 3. Dezember 1998 - 2 AZR 234/98 -) oder der Arbeitnehmer habe die

„in ihn gesetzten Erwartungen nicht erfüllt“ (BAG 18. Mai 1994 - 2 AZR 920/93 - aaO) jeweils den

Anforderungen an eine ordnungsgemäße Anhörung des Betriebsrats.

Liegen dem subjektiven Werturteil des Arbeitgebers, das Arbeitsverhältnis nicht über die

Wartezeit hinaus fortsetzen zu wollen, nach Zeit, Ort und Umständen konkretisierbare

Tatsachenelemente zugrunde, muss der Arbeitgeber den Betriebsrat über diesen Tatsachenkern

bzw. die Ansatzpunkte seines subjektiven Werturteils nicht informieren. Es genügt für eine

ordnungsgemäße Anhörung, wenn er allein das Werturteil selbst als das Ergebnis seines

Entscheidungsprozesses mitteilt. Diese Auslegung der Pflichten des Arbeitgebers im

Anhörungsverfahren nach § 102 BetrVG bei Kündigungen innerhalb der Wartezeit, die auf

subjektive Werturteile gestützt werden, ist Konsequenz des Grundsatzes der subjektiven

Determination. Sie koordiniert den formellen Kündigungsschutz nach § 102 BetrVG mit dem

materiellen Kündigungsschutz des Arbeitnehmers während der Wartezeit in einer Weise, die

sowohl den (Grund-)Rechten des Arbeitnehmers als auch des Arbeitgebers sowie dem Zweck des

Anhörungsverfahrens Rechnung trägt und diese wechselseitigen Rechte und Interessen zum

Ausgleich bringt.

Dementsprechend ist dem Betriebsrat bei einer auf einem subjektiven Werturteil beruhenden

Kündigung in der Wartezeit nur dieses Werturteil als der eigentliche Kündigungsgrund

mitzuteilen. Die dem Urteil zugrunde liegenden Erwägungen bzw. Ansatzpunkte müssen auch

dann nicht mitgeteilt werden, wenn sie einen substantiierbaren Tatsachenkern haben.

(BUNDESARBEITSGERICHT Urteil vom 12.09.2013, 6 AZR 121/12)


